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Abend Ausgabe. 


Deutſcher Reichstag. 
2. Sitzung vom 16. Februar. 

Am Tiſche des Bundesrathes: Stellvertreter 
des Reichskanzlers Graf zu Stolberg⸗Wernigerode 
und Staatsſekretär v. Bötticher. 

Bicepräfident Frhr. zu Frankenſtein 
eröffnet die Sitzung um 3 / Uhr mit geſchäftlichen 
Mittheilungen. 

Von der Wiederholung des Namensaufrufs 
wird auf Antrag des Abg. Hänel unter der 
Vorausſetzung abgeſehen, daß das erſte Skrutinium 
für die Präſidentenwahl die Beſchlußfähigkeit des 
Hauſes ergeben werde. 

Abg. Richter beantragt, das frühere Prä⸗ 
ſidium durch Akklamation wiederzuwählen. 

Abg. Fürſt zu Hohenlohe⸗Langen⸗ 
burg widerſpricht im Namen der deutſchen Reichs- 
partei dieſem Antrage. 

Es erfolgt daher die Wahl des Präſidiums 
durch Stimmzettel. Bei der Wahl des Präſiden- 
ten werden 274 Stimmzettel abgegeben, davon 
lauten 147 auf Graf Arnim-⸗Boytzenburg, 91 auf 
v. Seydewitz, 31 find unbeſchrieben, 5 zerfplittert. 
Da die abſolute Majorität 122 beträgt, iſt Graf 
Arnim gewählt. Derſelbe iſt im Haufe nicht an- 
weſend und erfolgt daher eine Erklärung über An- 
nahme oder Ablehnung der Wahl nicht. 

Den Vorſitz übernimmt nunmehr der zweite 
Vicepräſident Ackermann und es folgt die 
Wahl des erſten Vicepräſldenten. Abgegeben wer- 
den 270 Stimmzettel, davon ſind ungültig 16. 
Die abſolute Majorität beträgt mithin 128. Er 
halten haben: Abg. Frhr. zu Frankenſtein 149, 


Abg. Dr. Stephany 101, von Benda 4. Erſterer 


iſt ſomit gewählt. (Bravo im Centrum und 


rechts.) 


Abg. Frhr. zu Frankenſtein nimmt die 
Wahl dankend an. 

Darauf erfolgt die Wahl des zweiten Vice⸗ 
präftdenten. Es werden abgegeben 256 Stimm- 
zettel, davon 77 ungültige, die abſolute Majo⸗ 
rität beträgt mithin 90. Auf den Abg. Ackermann 
fallen 172 Stimmen; derſelbe iſt mithin gewählt 
und nimmt die Wahl mit Dank an. Sonſt er- 
bielten 3 Stimmen der Abg. v. Benda, die übri⸗ 
gen zerſplitterten ſich. 

Darauf wird auf Vorſchlag des Abg. Dr. 
Windthorſt die Fortſetzung der Wahl des Vorſtan⸗ 
des auf Dounerftag 1 Uhr vertagt und außerdem 
die Berathung der Rechnung des Reichshaus halts 
für 1875 auf die Tagesordnung geſetzt. 

Schluß 6 Uhr. 


Landtags⸗Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
63. Sitzung vom 16. Februar. 
Bräfldent v. Köller eröffnet die Sipung 
um 11), Uhr. 
Am Miniſtertiſche: Kultusminifter von Putt⸗ 
kamer. 


Tagesordnung: 

I. Erſter Bericht der Gemeinde-Kommiſſton 
über Petitionen. 

a) Der Magiſtrat zu Colberg beantragt, an- 
knüpfend an einen Spezialfall, im Wege der Peti- 
tion eine Modifikation des Regulativs für die Ber⸗ 
liner Charitee dahin herbeizuführen, daß die Ver⸗ 
waltung der königlichen Charitee künftighin nicht 
mehr ermächtigt fein ſoll, die Kur- und Verpfle⸗ 
gungskoſten für die in der Charitee behandelten 
Kranken ohne Weiteres von der Heimathsgemeinde 
der Kranken einzuziehen. 

Die Kommiſſion beantragt, die Petition durch 
Uebergang zur Tagesordnung zu erledigen, indem 
fie von folgenden Geſichtspunkten ausgeht; Beſte⸗ 
bende Geſetze und Rechte ſolle man nur abändern, 
wenn ein zwingendes Bedürfniß vorliege. Ein 
ſolches ſei hier aber nicht nachgewieſen, vo kaum 
ein paar Fälle von Bedrückung der Gemeinde vor⸗ 
gekommen ſeien. Irgend welche Härten kommen 
bei dem ganzen Verfahren nicht vor und die Cha- 
ritee greife ſich die Kranken keineswegs im ganzen 
Lande heraus, ſondern fie nehme nur die auf, die 
ihr angeboten werden. Wegen des vorſichtigen 
und rückſichtsvollen Vorgehens der Charitecverwal- 
tung, welche ſtets die Heimathsgemeinde von der 
eifolgten Aufnahme eines Kranken benachrichtige, 
könne ſich aber jede Gemeinde auch vor jeder 
Koſtenerſtattung ſchützen, indem ihr die for 


fortige Rücknahme des Kranken dadurch ermög- 
licht ſei. 5 
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Der Abg. Delius beantragt: Die Peti⸗ 
tion der Staatsregierung zur Berückſichtigung zu 
überweiſen. 

Die Abgg. Dr. Thilenius und Boh tz 
widerſprechen dieſem letzteren Antrage aus den von 
der Kommiſſion adoptirten Gründen, während Abg. 
Delius für ſeinen Antrag geltend macht, daß es 
ſich hier um das ganz erorbitante Recht der Charitee- 
Verwaltung handele, den Tarif für die von den 
Gemeinden zu leiſtenden Verpflegungsgelder ſelbſt 
zu beſtimmen. Außerdem läge es ganz in der 
Willkür jedes Kranken, einer Gemeinde eine große 
Koſtenlaſt aufzubürden, da die Charitee-Verwal⸗ 
tung vollſtändig unbeſchränkt in der Aufnahmebe- 
fugniß ſei. 5 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag des 
Abg. Delius auf Ueberweiſung zur Berück⸗ 
ſichtigung mit 136 gegen 132 Stimmen ange- 
nommen. 

b) Eine Petition der Landgemeinde Winz we⸗ 
gen Heranziehung des dortigen Poſtamtsvorſtehers 
zu den Gemeindeabgaben wird der Staatsregierung 
zur Berückſichtigung überwieſen. 

e) Der Magiſtrat der Stadt Berlin wendet 
ſich mit der Bitte an das Haus der Abgeordneten, 
da das Bedürfniß zu einer Erhöhung der Hunde- 
ſteuer immer ſtärker hervortrete, dieſe Erhöhung 
ſchon auf Grund der gegenwärtigen Geſetzgebung, 
insbeſondere des $ 53 der Städteordnung für zu- 
läſſig zu erachten. 

Die Kommiſſton beantragt Uebergang zur Ta- 
gesordnung. 

Abg. Müller (Frankfurt) ſtellt dagegen den 
Antrag: die Petliion der Staatsregierung zur Be- 
rückſichtigung zu überweiſen. i 

Der Antragſteller rechtfertigt ſeinen 
Antrag mit dem dringenden Bedürfniß, die Hunde- 
ſteuer namentlich in den größeren Städten entſpre⸗ 
chend zu erhöhen. Daß eine geſetzliche Regelung 
dieſes vereinzelten Punktes der Kommunalſteuer 
zuläffig ſei, ſucht Redner ſodann des Näheren dar⸗ 
zulegen. 

Regierungs- Kommiſſar Geh. Rath Herr» 
furth erkennt die Bedürfnißfrage gleichfalls an. 
Die Regierung werde die Frage in ernſte Erwä⸗ 
gung nehmen, ob die Erhöhung der Hundeſteuer 
durch Spezialgeſez möglich ſei. Eine beſtimmte 
Zuſage könne er indeß nicht machen, da unzweil⸗ 
felhaft mancherlei Schwierigkeiten der Regelung 
tiefer Angelegenheit im Wege der Spezialgeſetzge⸗ 
bung entgegen ſtehen. 

Abg. Dr. Virchow bittet ebenfalls drin⸗ 
gend, jo ſchnell als möglich im Wege der Geſetz⸗ 
gebung vorzugehen, um die Kommune in den Stand 


Izu ſetzen, dem Ueberhandnehmen der Hunde entge- 


genzutreten. 

Der Antrag Müller wird hierauf mit großer 
Maforität angenommen. 

Es folgt 

II. Erſte und zweite Berathung des Antrags 
Zelle auf Erlaß eines Geſetzes betreffend die Ab- 
änderung des Geſetzes über die Unterbringung ver- 
wahrloſter Kinder vom 13. März 1878. Der 
Antrag geht dahin: Artikel I. Der 8 7 des ge⸗ 
nannten Geſetzes erhält folgenden Zuſatz: 

„Wenn der Sitz des beſchließenden Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts außerhalb des Kommunalverbandes 
belegen iſt, in welchem das unterzubringende Kind 
ſich zur Zeit aufgehalten hat, wo das Verfahren 
wegen ſeiner Unterbringung eingeleitet wurde, ſo 
iſt nicht der Kommunalverband, in deſſen Gebiet das 
zu beſchließende Vormundſchaftsgericht feinen Sitz 
hat, zur Unterbringung verpflichtet, ſondern derje⸗ 
nige Kommunalverband, in deſſen Gebiete das Ver- 
fahren zum Behufe der Unterbringung eingeleitet 
worden iſt. 

Artikel II. Hat in den Fällen des Art. 1 
bereits eine Beſchlußfaſſung ſtattgefunden, ſo fallen 
die Koſten der Unterbringung von dem Tage ab, 
an welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, demjenigen 
Kommunalverbande zur Laſt, der nach Art. 1 zur 
Unterbringung verpflichtet iſt. 

Dagegen beantragen die Abgg. Dr. Bruel 
und Prinz Handjery im Artikel 1 ſtatt des 
Satzes: „Wenn der Sitz“ bis „eingeleitet worden 
iſt“ die folgenden Beſtimmungen aufzunehmen: 
„Hat das beſchließende Gericht ſeinen Sitz außer- 
halb ſeines Gerichtsbezirks, fo liegt die Verpflich⸗ 
tung demjenigen Kommunalverbande ob, in deſſen 
Gebiete der Gerichtsbezirk belegen iſt; gehört der 


Gerichtsbezirk zum Gebiete verſchiedener Kommunal-. 
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verbände, ſo liegt die Verpflichtung demjenigen 
Kommunalverbande ob, innerhalb deſſen der Ort 
liegt, als deſſen Vormundſchaftsgericht das Gericht 
Beſchluß gefaßt hat.“ | 

Abg. Zelle führt aus, daß fein: Antrag 
nur den Zweck habe, einen Ausgleich herbeizufüh⸗ 
ren. Nach dem Buchſtaben des § 7 des Geſetzes 
ſeien die Stadtbezirke Berlin und Frankfurt a. M. 
verpflichtet, auch für die fremden Kommunalverbän- 
den engehörigen Kinder einzutreten. Dieſes ent- 
ſpreche überhaupt nicht der Gerechtigkeit und jpe- 
ziell nicht der eigentlichen Abſicht des Geſetzes. Mit 
dem Amendement Bruel erklärt ſich der Antrag- 
ſteller einverſtanden, weil daſſelbe unzweifelhaft eine 
Verbeſſerung enthalte. 

Nachdem die Abgeordneten Bruel und 
Prinz Handjery ihr Amendement zur Annahme 
befürwortet, mit welchem ſich der Vertreter der 
Staatsregierung Geh. Rath Illing ebenfalls 
einverſtanden erklärt, wird der beantragte Geſetz⸗ 
entwurf mit dem Abänderungsantrage Bruel vom 
Hauſe faſt einſtimmig angenommen. 

III. Erſte und zweite Berathung des von 
dem Abg. Windthorſt beantragten Geſetzentwurfs 
wegen Beſeitigung des Sperrgeſetzes. 

Zur Begründung des Antrages erhält das 
Wort zunächſt 

Abg. Dr. Windthorſt: Wäre die Sache 
nicht jo wichtig, er würde das Haus in dem ge- 
genwärtigen Stadium der Verhandlungen mit die— 
ſem Antrage nicht behelligt haben. Es ſei noth- 
wendig, einige recht brennende Punkte der joge- 
nannten Maigeſetzgebung hier vorzuführen und 
zwar in ihrer nackten Geſtalt, damit man erkenne, 
in der Vereinzelung, was man in dem Zuſammen⸗ 
hange mehr oder minder nicht zu überſehen ver⸗ 
mocht habe. Es handele ſich hier nicht, wie bei 
dem früheren Antrag, um das himmliſche Gut der 
Katholiken, ſondern um das leibliche Wohl der 
katholiſchen Prieſter. Indeſſen fet der Antrag doch 
von gewiſſer Bedeutung, und zwar nach der ethi- 
ſchen Seite hin. Er mache ſich nach der Haltung 
des Hauſes keine Illuſtonen darüber, daß der An- 
trag zur Annahme gelangen werde. Von allen 
Seiten erfahre man ja, daß unter der Führung 
unſerer Staatsregierung der Verſuch gemacht wird, 
unſer Streben für die Freiheit der Kirche und 
freie Religionsübung dadurch zu ſtrafen, daß man 
uns überall iſolitt. Aber er habe die Ueberzeu⸗ 
gung, daß der geſunde Sinn des Volkes, wel⸗ 
cher in der Maſſe des Volkes noch beſteht, das 
Richtige fühlt, und ſchließlich den Sieg über politi- 
ſche Kalkule davontragen werde; und was die Jjolt- 
rung anlange, ſo werde man ſehr bald erfahren, 
daß man 9 Millionen Menſchen in Preußen und 
16 Millionen in Deutſchland nicht iſoliren könne. 
Das Geſeß, deſſen Befeitigung er verlange, diene 
nicht dazu, daß Geiſtliche, welche gegen den Staat 
etwas unternehmen, unter die Beſtimmungen des- 
ſelben fallen ſollen, ſondern es ſollen von vorn⸗ 
herein alle Gelſtlichen geſperrt werden. Redner 
geht nun dazu über, wie die Regierung dieſes 
Sperrgeſeß zur Ausführung gebracht habe und 
tadelt namentlich, daß man Beſtimmungen in dem 
Geſetze getroffen, welche geeignet ſeten, die kirch⸗ 
liche Dlsziplin vollſtändig zu durchbrechen. Das 
fet ein unmoraliſches Mittel, zu welchem der Staat 
nicht greifen dürfe. Redner bittet zum Schluß, 
durch ein zuſtimmendes Votum dem himmelſchreien⸗ 
den Unrecht ein Ende zu machen. Lehnen Sie 
dieſen Antrag ab, dann werden wir danach han⸗ 
deln, uns danach einrichten. 

Es haben ſich 5 Redner für den Antrag, 
Niemand gegen denſelben in der General-Diskuſ⸗ 
ſion zum Wort gemeldet. 

Abg. Dr. Reichenſperger (Olpe) be⸗ 
zeichnet das Sperrgeſetz für einen Akt größter Un⸗ 
gerechtigkeit. Schlimmeres und Ungerechteres hät- 
ten ſelbſt der franzöſiſche Konvent gegen die Fatho- 
liſche Kirche nicht verübt. Schlimmeres als im 8. 
6 geſchehe, könne man überhaupt nicht thun. Es 
werde darin eine Prämie auf die Untreue gejebt, 
ja ſogar gegen die preußiſchen Geſetze ſelbſt, denn 
das allgemeine Landrecht unterwerfe den Geiſtlichen 
ausdrücklich unter das kanoniſche Recht. Der Krieg, 
der hier gegen dle katholiſchen Prieſter geführt 
werde, würde zugleich gegen das katholiſche Volk 
ſelbſt geführt. Oder habe man denn im Ernſt ge- 
glaubt, daß das katholiſche Volk ſeine Prieſter 
hungern laſſen werde? Redner bittet, den Antrag, 
der ja kein Prinzip berührt, anzunehmen. Es 
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Nr. 80. 
handle ſich darum, 
rechtigkeit zu üben, 

Die General-Diskuſſton wird geſchloſſen. 

In der Spezial⸗Diskuſſton nimmt das Wort 
nur noch 

Abg. Freiherr v. Schorlemer⸗Alſt, 
der aus dem beredten Schweigen von rechts und 
links und vom Miniſtertiſch den Schluß zu ziehen 
ſich berechtigt glaubt, daß man gegen den Antrag 
nichts jagen könne und daß man geneigt ſei, ihn 
anzunehmen. (Widerſpruch) Redner wendet ſich 
in ſeinen Ausführungen gegen den Abg. von Ben- 
nigſen, deſſen neuliche Behauptung, als handele 
es ſich bei dem kirchenpolitiſchen Konflikt um einen 
Gegenſatz zwiſchen der katholiſchen Kirche und dem 
evangeliſchen Kaiſerthum. Das hieße die Fackel 
konfeſſionellen Haders in das Land hineinwerfen 
und das Vertrauen der katholiſchen Bevölkerung 
Preußens und Deutſchlands gegen das Oberhaupt 
des deutſchen Reiches erſchüttern. Bei dem Exlaß 
dieſes Geſetzes habe der Eigennutz eine große Rolle 
geſpielt. Man wollte die Feſtung, die man nicht 
erobern konnte, aushungern; man hoffte einen oder 
den anderen Ueberläufer zu gewinnen. Die Lie- 
besmüh aber ſei vergebens geweſen, der Staat habe 
mit dieſem Geſetze gar nichts erreicht. Am Denk- 
mal Friedrich Wilhelm III. befände ſich der Spruch: 
„Gerechtigkeit erhöht das Volk!“ Ich ſage: 
„Ungerechtigkeit erniedrigt das Volk!“ Machen 
Sie den Spruch am Königsdenkmal wahr und 
ſtimmen Sie für unſern Antrag. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 

Der Antrag wird abgelehnt. 
men nur das Centrum, die Polen und einige Kon- 
ſervative, darunter die Abgg. Prinz Reuß. von 
Zitzewitz, von Schierſtädt. ae 

Damit ift die Tagesordnung erledigt. 

Nächſte Sitzung: Freitag 11 Uhr. 

Tages ordnung: Mehrere kleinere Vorlagen. 

Schluß 2½ Uhr. 


Deutſchland. 


* Berlin, 13. Februar. Der Werth, den 
die Regierung auf die Durchberathung des Ver- 
wendungsgeſetzes noch in dieſer Seſſion legt, er- 
hellt u. A. daraus, daß der Finanzminiſter die 
Fortſetzung der Diskuſſton in der Kommiſſton auch 
nach der vorläufigen Verwerfung des erſten Para⸗ 
graphen verlangte. Vielleicht wäre es für die 
Kommiſſton ſelbſt erwünſcht geweſen, wenn nach 
dieſem erſten Ausgange die Regierung ſelbſt auf 
die weitere Berathung verzichtet hätte. Es iſt je⸗ 
doch zu hoffen, daß ſchon in der Kommiſſion die 


zweite Leſung ein anderes Reſultat haben wird, 


denn offenbar hat zu dem negativen Erfolg auch 
die Reihenfolge der Frageſtellung und Abſtimmung 
weſentlich beigetragen. Sollte indeß die Aenderung 
nicht in der Kommiſſton ſelbſt erfolgen, ſo bleibt 
immer noch die Kompetenz des Plenums, den Scha⸗ 
den wieder gutzumachen. In dieſem Fall wie auch 
in dem, daß die Kommiſſien ſich noch zu einem 
poſitiven Beſchluß vereinigt, iſt es gleich nothwen⸗ 
dig, daß die zweite Leſung des Entwurfs im Hauſe 
ſelber unter allen Umſtänden herbeigeführt werde. 
Die Vertagung des Landtages, von der vielfach 
die Rede iſt, hängt ganz von dem Verlauf der 
Arbeiten jener Kommiſſion ab. Giebt derſelbe 
Ausſicht auf ein baldiges Reſultat, jo dürfte die 
Vertagung, in welcher Form immer ſie gedacht 
werden mag, überflüſſig werden. 

Nach den bis jetzt getroffenen Diepoſitionen in 
Betreff der Berathung von Geſetzentwürfen im 
Bundesrath, an welcher die leitenden Miniſter der 
Bundesſtaaten theilnehmen werden, iſt in Ausſicht 
genommen, daß die Ausſchüſſe für Handel und Ver⸗ 
kehr und für Juſtizweſen, denen der ſogenannte 
Unfallverſicherungsentwurf zur Vorberathung über⸗ 
wieſen wurde, Sonnabend dieſer Woche ihre Bera⸗ 
thungen, denen die Miniſter beiwohnen werden, 
beginnen. Vorausſichtlich wird der Antrag Preu- 
ßens vom 26. Januar, betreffend die Ausführung 
des Anſchluſſes der Stadt Altona und der Unter⸗ 
elbe an das deutſche Zollgebiet, unter Mitwirkung 
der Miniſter berathen werden. 

Das „Berliner Tageblatt“ bemüht ſich aus 
der Thatſache, daß einſtweilen die Etatspoſition 
„Deutſcher Volkswirthſchaftsrath“, welche in Er- 
gänzung des Etats des Reichsamts des Innern 
dem Bundesrath unterm 8. Februar vorgelegt war, 
zurückgezogen iſt, zu konſtatiren, daß dieſe Zurück⸗ 
ziehung eine definitive ſei. Wie ich höre, verhelt 
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ſich die Sache jedoch keineswegs fo. 
vielmehr in der Abſicht, dem Bundesrath einen Gr- 
ſetzentwurf betreffend die Inſtitution des deutſchen 
Volkswirthſchaftsraths vorzulegen und alsdann in 
einem Nachtrags-Etat die Poſition von 82,000 
M. wieder aufzunehmen. Was das „Tageblatt“ 
in Bezug auf die Stellung der baieriſchen Regie- 
rung zu der Frage bemerkt, wird mir als unrichtig 
bezeichnet. 

Im Miniſterium für Landwirthſchaft, Domä⸗ 
nen und Forſten ſind, wie ich höre, bereits einlei- 
tende Maßnahmen angeordnet, welche für die Aus⸗ 
führung des Geſetzes betreffend die Bewilligung 
von Staatsmitteln zur Hebung der wirthſchaftlichen 
Lage in den nothleidenden Theilen des Regierungs- 
bezirks Oppeln nothwendig werden. Es wird be⸗ 
abſichtigt, ſofort nach der Publikation des Geſetzes 
die Durchführung deſſelben nach allen Seiten hin 
zu bewerkſtelligen. 

Nachdem das deutſche Poſtamt in Konſtanti⸗ 
nopel durch den Staatsſekretär des Reichs⸗Poſtamts 
ermächtigt worden iſt, aus feinen entbehrlichen 
Geldbeſtänden auf Verlangen Vorſchüſſe an die vor 
Konſtantinopel ſtationirten Schiffe und Fahrzeuge 
der deutſchen Marine zu zahlen, hat der Chef der 
Admiralität beſtimmt, daß die Kaſſenkommiſſionen 
Nbdachter Schiffe den erforderlichen Geldbedarf fortab 
in erſter Linie von dem genannten Poſtamte zu 
entnehmen haben und daß die Beſchaffung des 
Geldbedarfs in Konſtantinopel von anderer Seite 
her nur in ſoweit ſtattzufinden habe, als die Be⸗ 
ſtände des deutſchen Poſtamts daſelbſt nicht aus 
reichen. i 

Nach einer Mittheilung der öſterreichiſchen 
Poſtverwaltung müſſen alle Sendungen mit Tabak 
oder Zigarren, welche nach Oeſterreich-Ullngarn be- 
ſtimmt find oder im Durchgange durch Oeſterreich⸗ 
Ungarn befördert werden ſollen, von einer Einfuhr- 
oder Durchfuhr -Bewilligung begleitet ſeien. Das 
Reichs⸗Poſtamt hat daher die Poſtanſtalten ange- 

vieſen, die Abſender von Tabak oder Zigarren 
nach Oeſterreich-Ungarn auf dieſe Beſtimmung auf⸗ 
merkſam zu machen. 

Berlin, 16. Februar. Das Herren ⸗ 
haus trat heute in die Berathung des Geſetz⸗ 
entwurfs über den dauernden Erlaß an Klaſſen⸗ 
und klaſſifizirter Einkommenſteuer ein. Die Kom⸗ 
miſſion für den Staatshaushaltsetat hat bekannt ⸗ 
lich die Ablehnung des Geſetzentwurfs beantragt 
und ſprach ſich zunächſt der Referent Herr von 
Tettau in dieſem Sinne aus. Ihm folgte als 
erſter Redner gegen die Vorlage Graf zur Lippe, 
deſſen Ausführungen Freiherr von Mirbach, welcher 
für den Geſetzentwurf eintrat, widerlegte. Gegen 
letzteren ſprachen ferner die Herren Becker (Düſſel⸗ 
dorf) und Graf Brühl, während der Finanzminiſter 
und Herr v. Kleiſt-Retzow ſich für denſelben er- 
klärten. Ein beſonderes Intereſſe gewann die 
Debatte durch das Eingreifen des Fürſten Bie- 
marck in die Diskuſſton, der ebenfalls die An- 
nahme der Vorlage empfahl. Wir laſſen den In- 
halt ſeiner längeren Rede hier folgen: 

Fürſt Bismarck bittet, die Vorlage nicht 
vbiektiv zu betrachten, ſondern im Zuſammenhang 
mit ihrer Geſchichte; fie ſei ein Theil der Steuer- 
reform und er hoffe, daß ihm das Herrenhaus 
einen Theil des Beiſtandes leiſten würde, deſſen 
er von preußiſcher Seite bedürfe. Er bedauere, 
mit der Reform noch nicht weiter gekommen zu 
ſein, weil ihm ſo viele Hinderniſſe in den Weg 
gelegt würden. Es habe ſich gezeigt, daß das 
Geſetz von 1880 über die Verwendung der Ueber- 
ſchüſſe nicht genüge, um die Gegner zu entwaff⸗ 
nen, deshalb ſei die Regierung in Preußen ent⸗ 


ſchloſſen mit einem Steuererlaſſe vorgegangen, na⸗ 


türlich in der Abſicht, den Steuererlaß zu wieder⸗ 
holen. Redner erwähnt des Antrages Richter und 
betont, daß er keinen Augenblick zweifelhaft ge- 
weſen, daß die Regierung ſich auf den Boden 
des Antrags ſtellen müſſe, um dem Gegner allen 
Stoff zu Wahlagitationen zu nehmen. Wenn er 
durch ein Veto des Herrenhauſes aufgehalten 
werde, welches nicht nur dieſe Frage treffe, ſon⸗ 
dern die geſammte Reform, ſo ſinde er nicht mehr 
den Muth, feine Politik fortzuſezen. Bei der 
lebhaften Unterſtützung, die die Politik der Re⸗ 
gierung ſtets bisher in dieſem Haufe gefunden 
habe, würde bei einem ſolchen Veto Niemand an 
die Aufrichtigkeit der Politik ver Regierung glau⸗ 
ben und dadurch würde die geſammte Fortent⸗ 
wickelung der Steuerreform nicht nur aufgehalten, 
ſondern wahrſcheinlich rückgängig gemacht werden. 
Deshalb ſei er heute hier mit Hintanſetzung feiner 
Geſundheitsintereſſen erſchienen, um Zeugniß abzu⸗ 
legen für die Intentionen der Regierung. Redner 
widerlegt ſodann die Ausführungen des Oberbür⸗ 
germeiſters Becker und erklärt, er koͤnne nicht begrei⸗ 
fen, wie der Vertreter der Stadt Düſſeldorf gegen 
das Geſetz ſprechen könne. Gerade der großen 
Stäpte hätten doch bisher gewiß allen Grund, 
die Finanzpolitik der Regierung zu unterſtüßen. 
Wenn nun dieſes Haus die Fortführung der Re- 
form abſchneide, ſo ſei die Reglerung auch nicht 
mehr verpflichtet, Klagen mit anzuhören, für deren 


Abhülfe man ihr die Mittel verſage. Komme die 
Reform nicht zu Stande, ſo könne den Städten 


auch nichts überwieſen werden. Was die heute 


hier vorgebrachten Klagen anbetreffe, ſo gehe es 


uns noch weit beſſer, als den Bewohnern aller 
anderen Staaten. 
ſtände derart, daß von uns Keiner mit ihnen 
tauſchen werde. 


den ſchwierigſten Verhältniſſen mit der Regierung | 
Schulter an Schulter gegangen ſei, uns bei dleſer 


Vorlage, die zwar nicht von der Regierung aus- 


gegangen, wohl aber nur als eine Folge der Re- N 
formpolitik ſich uns aufgedrängt hat, im Stiche die Erbauung einer ſchmalſpurigen Sekundärbahn ftellte er auf ungefähr einen Kilometer Entfernung großer Entſchiedenheit für einen 
laſſen will, nun, jo müſſen dann die Gegner die- von Hardenberg nach Neuenburg, ſich realiſiren von den Mauern derſelben Ausgrabungen an. Auf Prozent aus. 


Es liegt] ſes Geſetzes nachher auch die Mittel und Wege 
zur Fortführung der einmal eingeſchlagenen Reform 
angeben. 


In ganz Europa ſeien die Zu- tertalien zugeſagt. 


Ich bitte Sie, geben Sie uns diesmal 
keinen Korb. (Beifall.) 

Nachdem noch die Herren Adams, Haſſelbach, 
Graf v. d. Schulenburg⸗-Beetzendorf geſprochen und 
auch Fürſt Bismarck ſich nochmals an das hohe 
Haus gewandt hatte, vertagte daſſelbe die Weiter⸗ 
berathung des Geſetzentwurfs auf Donnerſtag 
12 Uhr. 5 

Ausland. 

Wien, 16. Februar. In der Sitzung des 
Budgetausſchuſſes erklärte der Finanzminiſter auf 
eine Anfrage des Abg. Neukirch betreffend die 
Herſtellung der Valuta, der ungariſche Finanz⸗ 
miniſter habe dem Anträge Pretis, eine gemein- 
ſchaftliche Enquete abzuhalten, nicht zugeſtimmt 
und obwohl auch er eine gemeinſchaftliche Enquete 
für zweckmäßig erachtet habe, ſo habe er doch nach- 
geben müſſen. Demnach würden zwei Enqueten 
ſtattfinden. Die vorzulegenden Fragen würden 
von dem öſterreichiſchen Finanzminiſter ausgearbei⸗ 
tet werden. Auch bezüglich der Währungsfrage 
liege ein ſorgfältig ausgearbeitetes Memoire vor. 
Im Jahre 1880 ſeien von Oeſterreich 65/,, und 
von Ungarn 37/1 Millionen Fl. Silber ausge⸗ 
prägt worden. 

Paris, 16. Februar. Die Rechte des Se⸗ 
nats bereitet eine Interpellation wegen der von 
der Regierung angeordneten Verabſchiehung der in 
den Pariſer und den Provinzial-Kollegien ange⸗ 
ſtellten Jeſuiten vor. Die Freude über die Pari⸗ 
ſer Stadtrathwahlen war verfrüht. Zum pein⸗ 
lichen Erſtaunen der Opportuniſten ſind als Prä⸗ 
ſident, Vizepräſes und Sekretäre pro 1881 nur 
Radikale gewählt worden, die für vollkommene 
Autenomie der Pariſer Kommune und für die Er- 
richtung eines Denkmals für die Kommune ge⸗ 
ſtimmt haben. 

Alle gemäßigten republikaniſchen Blätter, 
ſelbſt der offiziöſe „Temps“, beklagen das nach 
kaiſerlichem Muſter gearbeitete neue Preßgeſetz. 

In der Kammer ſetzen die Rechte und die 
Linke eifrigſt die Sammlung von Stimmen für 
die geheime Abſtimmung über das Liſtenſkrutinium 
fort. 

In Bordeaux beginnt morgen der große 
Skandalprozeß, in welchem zwei hohe Militärs, 
Ofſtziere der Ehrenlegion, und ein Millionär we⸗ 


antworten haben. 


Provinzielles. 

Stettin, 17. Februar. Nach einem Erkennt⸗ 
niß des Reichsgerichts vom 7. Juni v. J. findet 
der $ 704 II. 1. Allgem. Landrechts (Verur⸗ 
theilung zu einer Gefängnißſtrafe als Ehe⸗ 


lich veränderten Strafſpſtem unter Umſtänden An- 
wendung. 

— Am 15. d. M. wurden aus einer unver- 
ſchloſſenen Kammer in dem Haufe Kohlmarkt 1 
einem Dienſtmädchen verſchiedene Kleidungsſtücke 
und 27 M. baares Geld geſtohlen. 

— Am Abend des 2. Oktober v. J. wurde 

der Techniker K. auf der Reifſchlägerſtraße von 
einer lüderlichen Dirne angehalten und als er 
dieſelbe zurückwies, erhielt er plötzlich von hinten 
zwei Schläge über Kopf und Rücken. In dem 
ſchlagfertigen Beſchüter der Donna wurde der 
Schornſteinfegergeſelle Guſt. Götſcheo w ermit- 
telt; als der Revierwächter die Verhaftung des 
rohen Burſchen vornehmen wollte, widerſetzte ſich 
derſelbe auf das Heftigſte und renkte dabei ſchließ⸗ 
lich dem Wächter den Arm aus, fo daß der Be- 
amte circa 14 Tage dienſtunfähig war. Götſchow 
hatte ſich deshalb in der heutigen Sitzung des 
Schöffengerichts wegen Mißhandlung und, Wirer- 
ſtandes zu verantworten und wurde mit Nüd- 
ſicht auf die Rohheit der ganzen Handlung 
mit 2 Monaten 14 Tagen Gefängniß beſtraft. 
L— HGeſtern Abend gegen 7 Uhr erregte eine 
Frau, welche jammernd auf der Chauſſee bel Züll⸗ 
chow ſaß, die Aufmerkſamkeit und das Mitleid 
der Vorübergehenden; dieſelbe gab an, von ihrem 
in Züllchow wohnhaften Manne, einem Schmied, 
derartig an Armen und Beinen zerſchlagen worden 
zu ſein, daß es ihr nicht mehr möglich war, ſich 
von der Stelle zu rühren. Mehrere Arbeiter nah⸗ 
men die Frau auf und trugen ſie fort. 

Schwetz. 15. Februar. Die ſchon ſeit 
längerer Zeit auch in der Preſſe vielfach ventilirte 
Angelegenheit in Betreff der Errichtung der Halte- 
ſtelle Hardenberg an der Oſtöahn und die Er⸗ 
bauung einer Kunſtſtraße von derſelben nach Neuen⸗ 
burg dürfte nun bald eine erfreuliche Realiſirung 
finden, da der Kreisausſchuß die Wichtigkeit dieſer 
Straße für den Verkehr des nördlichen Kreistheils 
anerkennt und dem Kreistage in Berückſichtigung 
der Arbeitsloſigkeit unter der Arbeiterbevölferung‘ 
zum Ausbau warm empfiehlt. Die Strecke iſt 
4,7 Klm. lang und nach dem Anſchlage vom 
23. November v. J. auf 64,500 M. veran⸗ 
ſchlagt. 11,000 M. ſind ſchon von vielen In⸗ 
tereſſenten in und um Neuenburg gezeichnet, auch 
dürfte ſich Neuenburg ſelbſt in nächſter Zeit über 
die Höhe eines zu bewilligenden Beitrages ſchlüſſig 
machen; außerdem haben die benachbarten Ge⸗ 
meinden die Leiſtung von 760 Fuhren Bau-Ma- 
Falls die beantragte Provin⸗ 
zial-Prämie (6 M. pro Meter) gewährt wird, 


Wenn dleſes Haus, welches in werden weitere 28,062 M. gedeckt, jo daß nur monte der beiden Brüder! / 


noch 24,250 M. erſorderlich wären. Für die 
Bewohner des nördlichen Kreisthells, namentlich 


der Stadt Neuenburg aber, wäre es ſehr erfreu | 
1 


lich, wenn das neuerdings aufgetauchte Projelt: 
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würde. 
rung, da man vor ungefähr 2 Jahren den Bau 
einer ähnlichen Bahn von der Kreisſtadt Schwetz 
zum Bahnhof Laskowitz ſeiner Koſtſpieligkeit wegen 
fallen laſſen mußte, wiewohl gerade dieſe Strecke 
den Bedingungen und Verhältniſſen einer Se⸗ 
kundärbahn entſprach. Hier hegt man noch immer 
die Hoffnung, daß das Projekt, Schwetz mit dem 


gen Vergehens gegen die Sittlichkeit ſich zu ver 


ſcheldungsgrund) auch bei dem gegenwärtig gänz⸗ 


Doch zweifeln wir ſehr an der Ausfüh-] einem Raum von einigen wenigen Metern im Viereck 
fand man 30 Skelette, von denen zehn auf einem 
Haufen beiſammen in dem Zimmer einer länd⸗ 
lichen Villa lagen. Man fand bei ihnen Arm- 
bänder, Ohrringe, Halsbänder und andere bedeu⸗ 
tende Gegenſtände. Der Flur des Zimmers war 
mit Waſſer bedeckt, eine Thatſache, welche auf die 
Vermuthung führt, daß entweder die vulkaniſche 
Thätigkeit ein Einſinken des Bodens verurſacht hat 
oder daß die Waſſerquellen des Veſuv andere Ka⸗ 
näle gefunden haben und auf ein höheres Niveau 
geſtiegen ſind. DEE 


— - ¶ͤ ͤ3ʒàẽ—— ' nn 
Telegraphiſche Depefchen. 
Wien, 16. Februar. Die für den Kriege- 
hafen Pola beſtimmten 28⸗Centimeter-Küſtengeſchütze 
wurden bei Krupp beſtellt, weil deren Herſtellung 
hier noch unmöglich iſt. 

Die verfaſſungstreuen Mitglieder des Steuer⸗ 
ausſchuſſes hatten geſtern eine Konferenz über die 
Grundſteuerfrage, wobei konſtatirt wurde, daß ein 
gemeinſames Vorgehen der ganzen Verfaſſungs⸗ 
partei in dieſer Frage unmöglich ſei. 

Peſt, 16. Februar. In der Sitzung des 
Unterhauſes brachte der Deputirte Helfy eine In- 
terpellation betreffend die tü kiſch⸗griechiſche Frage ein. 
Brüſſel, 16. Februar. Deputirtenkammer. 
Der Juſtizminiſter Bara erklärte, daß die Regie⸗ 
rung keine Herabſetzung des Einkommens der Bi- 
ſchöfe eintreten laſſen werde. Er halte zwar die 
Biſchöfe für die Urheber der vorgekommenen Un- 
ordnungen, müſſe indeß einen derartigen Akt dee 
Wiedervergeltung ſeitens der Staatsgewalt für 
einen ungeeigneten Ausdruck ihrer Mißbilligung er⸗ 
achten. Es dürfte vorläufig genügen, wenn bei 
den höheren Seminarien und Lehrkörperſchaften die 
Stipendien in Wegfall gebracht würden. 

Paris, 16. Februar. Der Senat nahm in 
der heutigen Sitzung den Geſetzentwurf betreffend 
den Bau von Eiſenbahnen am Senegal an. Die 
eine dieſer Bahnen ſoll von Dakar nach St. 
Louis, die andere von Medine nach Boufalabe 
führen. Im Laufe der Berathung ſuchte der Se⸗ 
nator Jaureguiberry nachzuweiſen, daß es noth⸗ 
wendig ſei, eher als die Konkurrenten den Niger 
zu erreichen. Die projektirten Eiſenbahnen würden 
ein reiches Land durchſchneiden, dem ſie vor Allem 
Baumwolle entnehmen würden. Frepeinet be⸗ 
merkte, daß die Eiſenbahn von Medine nach Bou⸗ 
iſt es nun am 12. d. Mts. gelungen, eine aus falabe nur die Etappe nach dem Innern von Su⸗ 
7 Mann beſtehende Bande dingfeſt zu machen. dan ſein würde. 

Die Dlebe hatten einen größeren Diebſtahl an Mittheilungen verſchiedener Zeitungen zufolge 
Fleiſch, Schinken, Wurſt und Speck ausgeführt, hat der Marineminiſter einen Bericht aus Annam 
der ihre Entdeckung zur Folge halte. Originell iſt erhalten, nach welchem die dortige Regierung An⸗ 
die Art, wie jeder Dieb feinen Antheil zu ver- ordnungen für die Freiheit und Sicherheit des Ver⸗ 
ſtecken geſucht hatte; fo hatte beiſpielsweiſe der] kehrs und des Handels der franzöſiſchen Staats- 
tine ſeinen Antheil in Töpfe gelegt, dieſelben mit angehörigen erlaſſen habe. Die Regierung ſoll die 
Lappen bewickelt, zwiſchen die Betten geſteckt und 

2 Kinder darauf geſetzt. 3 Mn 


Bahnhof Laskowitz oder auch mit dem Bahnhof 
Terespol durch eine Sekundärbahn zu verbinden, 
ſeiner Zeit zur Ausführung kommen wird. — Am 
Sonntag, den 13. d. M., Nachmittags, brannte 
das Schulhaus in Niewitſchin total ab. Der 
Lehrer G. befand ſich gerade im Gutsherrnhauſe 
bei dem Prediger Fr. von hier, der dort den 
Gottesdienſt abgehalten hatte, als der Feuerlärm 
erſcholl und ihm die Mittheilung von dem Brande 
des Schulhauſes wurde. Alles ſtürzte zum Löſchen 
und Retten, leider aber war Erſteres vergeblich 
und Letzteres konnte nur in beſchränktem Maße 
ſtattfinden, da das Strohdach alsbald einſtürzte. 
Einen eigenthümlichen Eindruck machte es, als die 
Schulglocke, bevor ſie herabſtürzte und in den 
Flammen begraben wurde, noch einige klägliche 
Töne erſchallen ließ, welche wohl durch die in 
großer Hitze und dem Zuge entſtandene Bewegung 
hervorgerufen wurden. — Der Sohn des Lehrers 
Gr. in Lubau hat in der Nacht vom 10. zum 
11. „. M. einem Bauern eine Ladung Schrot in 
den Leib geſchoſſen, ſo daß der Verletzte zu Bette 
liegt. Der Sohn, deſſen Vater und ein benach⸗ 
barter Förſter ſaßen im Zimmer, als ein Heran⸗ 
ſchleichen eines Menſchen und bald darauf ein 
Klopfen am Fenſter gehört wurde. Der Sohn, 
Diebe vermuthend, ergriff das geladene Gewehr 
des Förſters, eilte hinaus und feuerte einen Schuß 
in die Luft, um die vermeintlichen Diebe zu ver⸗ 
ſcheuchen; als er nun einen davoneilenden Mann 
erblickte, ſandte er ihm einen Schuß nach, der auch 
getroffen hatte. Als man zu dem ſich am Boden 
in Schmerz windenden Mann kam, fand man, 
daß es ein wohlbekannter Bauer „aus: Demjelben 
Dorfe war. Der hierher gebrachte Thäter iſt einſt⸗ 
weilen noch auf freien Fuß geſetzt, bis die Art 
und Schwere der Verletzung konſtatirt iſt. — Die 
in den letzten Wochen in erſchreckender Anzahl 
vorgekommenen Diebſtähle ließen auf eine oder 
auch mehrere wohlorganifirte Diebesbanden ſchlie⸗ 
ßen. Den Bemühungen des Geusdarmen Schmidt 
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Kunſt und Literatur. ſammlungen in dieſer Hinſicht nicht anders beſtim⸗ 
Gaſt⸗ und Schankwirthen, Brauern, Bren- men folte. i 
nern, Deſtillateuren, wie unſerer Polizei bietet das Rom, 16. Februar. Deputirtenkammer. Im 
ſoeben in 3. Auflage zu dem billigen Preiſe von] Laufe der weiteren Berathung des Geſetzentwurfs 
nur 1 M. erſchienene „Gaſt⸗ und Schankwirth⸗ ö 
ſchaftsrecht“ von Dr. Heßlein (dem Redakteur der 
Deutſchen Gaſthauszeitung) ein werthvolles Nach- 
ſchlagebuch über die einſchlägigen Geſetze, Verord⸗ 
nungen ꝛc., das Keiner von ihnen verſäumen ſollte, 
ſich bei einer Buchhandlung zu beſtellen L171 


klärte der Miniſter⸗Präſtdent Cairoli, die Regie⸗ 
rung werde an dem Münzkongreſſe Thell nehmen, 
von welchem ſie gute Ergebniſſe erwarte. Der 


lich der türkiſch griechiſchen Frage, ſowie auch be 
züglich anderer Fragen in Intereſſe des Friedens 
in voller Uebereinſtimmung befänden. Man konne 
demnach annehmen, daß der Friede, welcher eine 
weſentliche Bedingung für den guten Erfolg der 


Vermiſchtes. 

Stettin. Zwei Inſeparabiles). Am 
Freitag voriger Woche ſtarb der in Berlin wohn- 
hafte Rentier Otto Wollhaupt, am Montag dieſer 
Woche fein gleich alter Bruder Eruft. Beide, 
Zwillinge, hatten das ſehr hohe Alter von 86 
Jahren erreicht, — ein bei Zwillingen gewiß ſehr 
ſeltener Fall. Vom Tage der Geburt an — fie 
waren in einem kleinen po mmerſchen Städt⸗ 
chen geboren und die Söhne eines Ackerbürgers 
— haben die beiden Brüder mit ganz unbedeuten⸗ 
den Ausnahmen faſt ihre ganze Lebenszeit zuſam⸗ 
men verbracht, und nur der Tod hat eine kleine 
Trennung von drei Tagen veranlaßt. Wie man 
aus den vorgefundenen Notizen der beiden alten 
Herren entnimmt, kraten dieſelben an einem und 
demſelben Tage in ihrem 14. Jahre bei einem 
Gärtner in Stettin in die Lehre; das denk. 
würdige Jahr 1813 rief ſie gemeinſam unter die 
Reihen der Freiheitskämpfer; in Reih und Glied 
nebeneinander ſtehend, haben ſie gemeinſam eine 
Reihe von Gefechten und Schlachten mitgekämpft; 
vor Paris und ſpäter 1815 bei Belle-Alllance 
wurden beide fat gleichzeitig verwundet. In das 
Vaterland zurückgekehrt, richteten ſie ſich von ihrem 
Erbtheil eine Gaͤrtnerei ein, welche ſie bis zu ihrem 
60. Jahre mit großem Erfolge betrieben und dann 
verkauften, um als Rentiers in Stettin zu leben. 
In ihrem 70. Jahre ſiedelten ſie nach Berlin 
über, und jetzt ruhen ſie laut beiderſeitigem Ver⸗ 
mächtniß in einem gemeinſamen Grabe. Verhei⸗ 
rathet war Keiner derſelben. In früheren Jahren 
hatte Otto, der Aeltere, einmal ein liebes, braves 
Mädchen kennen gelernt, — er wollte daſſelbe als 
ſein Weibchen heimführen, doch der tiefe Schmerz, 
der ſich deshalb in dem ganzen Weſen feines Bru⸗ 
ders dokumentirte, veranlaßte Otto, die Liebe ſei⸗ 
nes Herzens der brüderlichen Liebe zum Opfer zu 
bringen. So lebten denn Beide vereint bis an 
ihr Ende, — niemals ſtörte ein Mißton die Har⸗ 


werden werde. 1 
London, 16. Februar. Der Krieg im Trans- 


da die engliſche Regierung den Boers faſt völlige 
Unabhängigkeit zugeſteht. 

London, 16. Februar. Das Unterhaus ſetzte 
heute die Spezialberathung der iriſchen Zwangs. 
bill fort. did 5 

London, 16. Februar. 
Schreiben an die Landliga getichtet, in welchem er 
mittheilt, daß er nicht nach Amerika gehen werde, 
da er glaube, daß ſeine Auweſenheit in Irland 
und im Parlamente von größerem Nußen ſein 
werde. 


Schottland fortſetzen werde. Er werde dahin ſtre⸗ 


unter Beſeitigung der territorialen Privitegien in 
beiden Ländern und Befreiung der Arbeit von er⸗ 


men Komitees und ſchlleßt mit der Mahnung an 


zudehnen. N 
Belgrad, 16. Februgr. 
bewilligte dem Minifter - Präfiventen Pirotſchanaz 


nirung ungeeigneter Richtr. Man glaubt, daß 


feſtigen werde. f 


Zante, 16. Februar. Die Nacht „Mira- 


— (Aus Pompeji.) Der Korreſpondent der geſezt werden. 
„Daily News“ in Neapel schreibt? „Da der! Waſhington, 16. Februar. Der Senat hat 
Direktor der Ausgrabungen bei Pompeji den Bo- den Betrag der fundirten Bonds auf 400 Millio- 
den außerhalb der Stadt zu unterſuchen wünſcht, nen Dollars feſtgeſetzt; Bapard ſprach ſich mit 


2 


betreffend die Abſchaffung des Zwangskourſes er⸗ 


Abſchaffung des Zwangskourſes ſei, nicht geſtört 


die Pächter, den Prinzipien ver Landliga treu zu 
bleiben und die Organijatten derſelben weiter aus. 


Die Skupſchtina 


Abſicht haben, ſich unter das Protektorat Frank. 
reichs zu ſtellen, wenn die Bevölkerung von An- 
nam in von derſelben abzuhaltenden Volks. Ver: 


Minister fügte hinzu, daß ſich die Mächte bezüg⸗ 


vaallande dürfte in kürzeſter Zeit ein Ende nehmen, 


Parnell hat ein“ 


Parnell verwirft den Appell an die Ge⸗ 
walt, erklärt aber, daß er feine Agitation unter 
den Maſſen der Landarbeiter in England und 
ben, eine Allanz der engliſchen Demokratie mlt 


der iriſchen nationalen Partei auf der Grundlage 
der legislativen Autonomie Irlands herbeizuführen, 


drückenden Steuern. Parnell miß billigt die gehei⸗ 


die Summe von 100,000 Francs behufs Penſio- 


dieſes Votum die Stellung des Kabinets weſentlich 


mare“, mit dem Kronprinzen Rudolf an Bord, iſt 
wegen ungünſtigen Wetters noch nicht ausgelaufen. 
Die Reiſe ſoll im Laufe der heutigen Nacht fort · 
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